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Wer nicht
kämpft...

I rgendwie hängt alles zusam-
men. AmMittwoch ging es im

Schulausschuss darum, dass die
Kinderzahlen in Bad Honnef zu-
rückgehen und dies nach den
Grund- auch die weiterführen-
den Schulen treffen wird. Am
Donnerstag wurde dann die Bei-
tragsbefreiung für Eltern, die
neben einemKind in einemKin-
dergarten auch eines in der Of-
fenen Ganztagsschule betreuen
lassen, diskutiert. Im Zentrum
stand also die direkte Förderung
von Familien. Mit ihrem Protest
im Ratssaal machten die Eltern
deutlich: Eingriffe in die OGS-
Geschwisterregelung benachtei-
ligen Familien unmittelbar.
Manches Elternteil begann noch
an diesemAbend, auszurech-
nen, ob sich der Teilzeitjob der
(meist) zuverdienendenMutter
wohl noch lohnt, wenn alle Be-
treuungskosten abgedeckt sind.
Die Kinder puzzelten derweil

friedlich im Ratssaal – und be-
wiesen dabei mehr Treffsicher-
heit, als es die Verwaltung zuvor
mit ihremNull-Komma-Nichts-
Vorschlag getan hatte. Kein ein-
zigesWort von Bürgermeisterin
Wally Feiden an die Adresse der
Eltern, die ein Signal erwartet
und auch verdient hätten. Keine
Reaktion auf die teils harsche
Kritik, dass die Verwaltungmehr
als ein Jahr eine vom Stadtrat
damals schon eingeforderte Be-
schäftigungmit demwichtigen
Thema verschlafen habe. Kur-
zum: Eine Verwaltung, die vor
den finanziellen Zwängen sitzt
wie ein Kaninchen vor der
Schlange.
Egal, wo diese Zwänge auch

herkommen, ob nun von Bund,
Land oder Kommune: Eine rein
finanzpolitische Argumentation
wird der Bedeutung des Themas
nicht gerecht. Armes Deutsch-
land, armes Bad Honnef. Die
Ausschussmehrheit zog die
Reißleine, will zumindest eine
sozialverträgliche Staffelung.
DemHinweis, dass man dies
„mit gestärktem Rücken“ auch
bei der Kommunalaufsicht ver-
treten sollte, ist nichts hinzuzu-
fügen. Dennwer nicht kämpft,
hat sowieso schon verloren.

Politik sagt Nein zum Kahlschlag
Jugendhilfeausschuss empfiehlt eine nach Einkommen gestaffelte Regelung ab 1. August 2013

Von Claudia Sülzen

BAD HONNEF. Eine herbe Klat-
sche für die Verwaltung und eine
Lösung, die den Spagat versucht
zwischen finanziellen Zwängen
und der Förderung von Familien:
Das ist das Ergebnis im Jugend-
hilfeausschuss am Donnerstag-
abend zum Thema OGS-Beitrags-
befreiung. Wie berichtet, hatte die
Stadtverwaltung vorgeschlagen,
die Befreiung von den OGS-Ge-
bühren für Eltern, die zeitgleich
mindestens ein Kind im Kinder-
garten und ein weiteres in der Of-
fenen Ganztagsschule betreuen
lassen, ab 1. Januar 2013 auf die
Hälfte zu reduzieren und ab 1. Au-
gust 2013 ganz einzustampfen.
Einstimmig bei nur zwei Enthal-
tungen kippte der Jugendhilfe-
ausschuss diesen Vorschlag und
empfahl vielmehr dem Stadtrat ei-
ne sozialverträglichere Regelung.
Der Ansatz auf Antrag der Alli-

anz ausCDU, FDPundGrünen, der
von der SPD mitgetragen und von
FWG und Bürgerblock, der eben-
falls Staffelung vorschlug, mit
Enthaltung begleitet wurde, sieht
vor: Die Geschwisterkindermäßi-
gung soll Bestand haben für Eltern
mit einem Bruttojahreseinkom-
men von weniger als 49 000 Euro.
Familien mit einem Einkommen
von unter 13 000 Euro sollen von
der OGS-Beitragspflicht befreit
werden, ebenso Familien mit drei
und mehr Kindern. Nicht ange-
tastet werden die gültigen Rege-
lungen (und Befreiungen) bei den
Kindergartenbeiträgen, sie stan-
den nicht zur Diskussion. Wichtig
auch zur OGS-Regelung: Die Än-
derungen sollen nicht in das Ver-
tragsjahr eingreifen, sondern erst
zum 1. August 2013 angepasst
werden. Bis dahin bleibt, so der
Stadtrat dem Vorschlag folgt, alles
beim Alten.
„Mir fehlt jedes Verständnis für

einen solchen Vorschlag“, leitete
Cornelia Nasner (CDU) die Kritik
an der Verwaltung ein, für die fe-
derführend Kämmerin Sigrid Hof-
mans in die Bresche sprang. Wo-
rauf Nasner abhob: Vor mehr als
einem Jahr schon hatte der Stadt-
rat die Verwaltung beauftragt, die
OGS-Beitragsbefreiung anzupa-

cken mit dem Ziel, die Kosten-
schere im Blick zu halten und zu-
gleich eine sozialverträgliche Re-
gelung hinzubekommen. Aber, so
Hansjörg Tamoj (CDU): Passiert
sei nichts. „Ich bin einigermaßen
entsetzt, dass hier alles nur vonder
Kämmerei kommt“, so Tamoj und
nach ihm Mar-
celo Peeren-
boom vom
Stadtjugend-
ring, der bei
vier von fünf
Offenen Ganz-
tagsschulen
Träger ist und
Planungssi-
cherheit für Eltern wie Träger ein-
forderte. Seine Frage, was das Ju-
gendamt von der ganzen Sache
halte, blieb unbeantwortet. Schul-
dig blieb die Verwaltung auch eine
abschließende Antwort auf den
neuerlichen Hinweis von Aus-
schussmitglied Heike Merten,

Rechtssicherheit könne ohnehin
nur eine ganz eigene OGS-Bei-
tragssatzung geben.
Dass Tamoj von einer „Droh-

kulisse“ sprach, war auf die Worte
Hofmans gemünzt: Der Verwal-
tung bleibe rechtlich gar nichts an-
deres übrig, als eine Null-Lösung

vorzusehen; die
Kommunalauf-
sicht schreibe in
ihrer Verfügung
zum Doppel-
haushalt vor,
dass freiwillige
Leistungen – ge-
nau das sei die
OGS – nicht stei-

gen dürften. Und tun sie es doch?,
fragte Lucia Olbrück (SPD). Dann,
so Hofmans, müssten sie an ande-
rer Stelle eingespart werden. Oder
Bürgermeisterin Wally Feiden, die
während der ganzen Debatte
schwieg, müsste den OGS-Be-
schluss anfechten. Hofmans: „Sie

sollten nicht sehenden Auges Be-
schlüsse fassen, die eine unzuläs-
sige Überschreitung bringen.“
Was der Ausschuss, dessen Be-

ratung protestierende Eltern ver-
folgten, nicht hinnahm. Hier gehe
es, bezogen auf kompletten Bei-
behalt der Regelung bis 1. August
2013, um Vertrauensschutz ge-
genüber den Eltern, generell um
ein familienpolitisches Signal in
einer Stadt, die sonst nichts tue für
„ihre“ OGS, so Tamoj: „Besser
wäre es, die Stadt würde die OGS-
Träger unterstützen, damit sie die
Beiträge senken können.“ Die sei-
en schon höher als anderswo.
Es sei es nicht hilfreich, mit dem

„Diktat der Kommunalaufsicht zu
drohen, sonst werfen die OGS-
Träger irgendwann das Handtuch
und die OGS kann dicht machen“,
so Tamoj: „Die Verwaltung sollte
mit gestärktem Rücken zur Kom-
munalaufsicht gehen und das dort
auch so vertreten.“

Familien imRatssaal: Die Elternmachten ihrer Verärgerung und ihrem Protest Luft. FOTO: FRANK HOMANN

„Die Verwaltung sollte mit
gestärktem Rücken zur

Kommunalaufsicht gehen“

Hansjörg Tamoj (CDU)

         

            
          

OGS-Geschwisterkind-Regelung

Kämmerei:
Kosten sind
zu hoch

Stadtjugendring pocht
auf Sozialverträglichkeit

BAD HONNEF. Von der Diskussi-
on um die OGS-Geschwisterkind-
befreiung betroffen sind Eltern, die
neben einem Kindergartenplatz
einen Platz in der Offenen Ganz-
tagsschule beanspruchen. Die
2008 eingeführte Honnefer OGS-
Geschwisterkindregelung in ei-
nem solchen Fall sieht vor, dass
Eltern den höchsten von beiden
Beiträgen zahlen. Dies ist in aller
Regel der Kindergartenbeitrag. Die
Sache kam aktuell aufs Tapet
durch die vom Land verfügte Bei-
tragsfreiheit für das dritte Kinder-
gartenjahr. Erst auf Drängen des
Stadtjugendrings fiel auf, dass es
eine Regelungslücke gab und El-
tern mit einem Kind im dritten
Kindergartenjahr und einem wei-
teren in der OGS weder hier noch
dort herangezogen wurden, ob-
wohl der höchste Beitrag bei Weg-
fall des Kindergartenbeitrages der
OGS-Beitrag war. Für die zunächst
angedachte Nachzahlung dieser
Eltern, die für Wirbel sorgte,
kommt nun aber die Stadt auf.
Kämmerin Sigrid Hofmans

führte aus, dass die Stadt-Kosten
für die OGS-Geschwisterkindre-
gelung von geplanten 19 000 Euro
auf 170 000 Euro in 2012 gestiegen
seien. Hinzu komme, dass die
Kommunalaufsicht beim Rhein-
Sieg-Kreis 2011 Deckelung auf
81 000 Euro festgelegt hat. Für den
Stadtjugendring führte Marcelo
Peerenboom aus, von 164 betrof-
fenen Kindern lägen 61 Familien
über dem von der Allianz bean-
tragten „Schnitt von 49 000 Euro
Jahreseinkommen“. Zurzeit gut
110 000 Euro entfielen auf jene
Einkommensgruppen, die künftig
aus der Geschwisterkindregelung
herausfallen. Auf betroffene Fa-
milien kommen, so die Regelung
kommt, ab 1. August 2013 zwi-
schen 110 und 130 Euro Mehrkos-
ten (ja nach Einkommensgruppe)
monatlich für den OGS-Platz zu.
Schmerzlich dürfte dies vor allem
für Familien knapp über der Ein-
kommensgrenze sein. „Dann kann
ich mir überlegen, ob sich mein
400-Euro-Job noch lohnt“, so eine
Mutter amDonnerstag. suc

Seiten-Redaktion:
Uta Effern-Salhoub

CDU gegen Vereinbarung mit Honnef
Königswinterer Fraktion möchte vor Gesprächen den Start der neuen Gesamtschule abwarten

SIEBENGEBIRGE. „Die Irritatio-
nen mit dem Bürgermeister nach
der Gesamtschulentscheidung
sind abgebaut.“ Davon zeigte sich
Königswinters CDU-Fraktionschef
Josef Griese bei einer Pressekon-
ferenz auf demOelberg überzeugt.
Es gehöre nun einmal zu den Auf-
gaben der Politik, die Arbeit der
Verwaltung zu kontrollieren. Die
CDU will dies in Zukunft öffent-
lichkeitswirksamer tun.
Die Entscheidung für die Ge-

samtschule, so Karl-Willi Weck,
der schulpolitische Sprecher der
CDU-Fraktion, sei in einer „inak-
zeptablen Beratungssituation“ ge-
troffen worden, die er so nicht
mehr dulden werde (der Sit-
zungssaal im Arbeitnehmer-Zent-
rum war mit für eine Gesamt-
schule demonstrierenden Eltern
überfüllt, A.d.Redaktion). Den-
noch sei es nun Zeit, dass alle Ak-
teure den Blick nach vorne rich-
ten. Dazu zählt für die Christde-

mokraten allerdings keineswegs
die von der Opposition ins Spiel
gebrachte Beschulungsvereinba-
rung mit Bad Honnef. Deren Ziel
liege nur darin, die Errichtung ei-
ner Gesamtschule sicherzustellen,
um die erforderliche Zahl von 100
Schülern sicher zu erreichen.

„Dadurch würden auch Inte-
ressen der Stadt BadHonnef an der
Gestaltung der eigenen Schul-
landschaft der Boden entzogen“,
sagte Weck. Die CDU wolle lieber
abwarten, ob die Königswinterer
Eltern wirklich eine solche Schule
wollten. Dies werde das Anmel-

deverfahren zeigen. „Das Befra-
gungsergebnis ist oft anders als das
Anmeldeergebnis. Das zeigt die
Erfahrung in anderen Kommu-
nen“, so Weck. Selbstverständlich
stehe die Tür nach Honnef damit
trotzdem weiter offen, zunächst
müsse man aber die eigenen Er-
gebnisse abwarten. Dass die Bad
Honnefer nun ein Moderations-
verfahren bei der Bezirksregie-
rung anstrebten, macht Weck
nicht glücklich. „Wir haben in ers-
ter Linie eine Verantwortung für
Königswinter“, meinte er.
Laut CDU-Fraktionschef Josef

Griese gibt es nur zwei Möglich-
keiten einer Kooperation mit Bad
Honnef. „Entweder man nähert
sich tatsächlich einer Depen-
dance-Lösung an, wovor uns un-
sere Verwaltung jedoch warnt,
oder man geht in ein Moderati-
onsverfahren mit völlig offenem
Ausgang.“ Dagegen spreche die
aktuelle Beschlusslage. hek/mel

Ins SchulzentrumOberpleis kommt die Gesamtschule. FOTO: HOMANN

Zwei Männer überfallen Frau auf der Fußgängerbrücke
BADHONNEF.Wie die Polizei erst
gestern mitteilte, haben zwei
Männer am Donnerstag,
8. November, versucht, eine Frau
auf offener Straße zu berauben.
Die Frau habe gegen 14.50 Uhr
versucht, die Fußgängerbrücke
über die B 42 „Am Spitzenbach“
zu überqueren, als sich ihr die

Männer in denWeg stellten und sie
anschließendmit einemMesser an
der Hand verletzten. Die beiden
Tatverdächtigen ließen von der
Frau ab, als sich ein Mann mit sei-
nem Fahrrad näherte. Die Polizei
sucht nun nach einem 23 bis 24
Jahre alten Mann, der etwa 1,75
Meter groß ist und blonde, an der

Seite kurz rasierte Haare hat. An
der rechten Halsseite trägt er eine
Tätowierung mit asiatischem
Schriftzeichen. Er spricht Deutsch
mit osteuropäischem Akzent und
war am Tattag mit einer Jogging-
hose und schwarzer Lederjacke
bekleidet. Der andere Mann ist
ebenfalls etwa 23 bis 24 Jahre alt,

schlank, trug einen Dreitagebart
und hatte oberhalb der Oberlippe
ein Muttermal. Er hatte kurz ge-
schorene Haare und war mit einer
schwarzen Jogginghose und grau-
em Kapuzenpulli bekleidet. Auch
er sprach Deutsch mit osteuropäi-
schem Akzent. Hinweise an die
Polizei unter 0228-150. mel

84-Jähriger
verunglückt
Heimbewohner tot in

Teich gefunden

HEISTERBACH. Tödlich verun-
glückt ist ein 84-jähriger Bewoh-
ner des Altenheims im Kloster
Heisterbach. Wie die Polizei ges-
tern mitteilte, rutschte der Mann
vermutlich vom Weg ab und
stürzte in einen Teich oberhalb der
Klosterlandschaft. Die Polizei hat-
te zunächst – unter anderem mit
einem Hubschrauber – vergeblich
nach dem Mann gesucht.
Gegen 5 Uhr alarmierte das Al-

tenheim die Bonner Polizei über
die Abwesenheit des 84-Jährigen.
Das Pflegepersonal war auf das
Verschwinden des Mannes auf-
merksam geworden, weil er einen
Alarm ausgelöst hatte, als er beim
Verlassen des Hauses eine gesi-
cherte Außentür öffnete. Sofort
wurden mehrere Streifenwagen
nach Heisterbach geschickt, die
die Umgebung absuchten.
Zudem wurden ein Hub-

schrauber für die weitere Suche
eingesetzt und Flächensuchhunde
angefordert. Der Vermisste wurde
schließlich in einemTeich auf dem
oberen Klostergelände leblos auf-
gefunden. Ein Notarzt konnte nur
noch den Tod feststellen.
Nach jetzigem Ermittlungs-

stand des Fachkommissariats der
Bonner Polizei ist von einem Un-
glücksfall auszugehen. Es liegen
keine Hinweise auf eine Straftat
vor. hek

Kammerkonzert
im Kursaal

BAD HONNEF. Zwei hochkarätige
Musiker treten am Montag, 19.
November, um 20 Uhr im Kursaal
bei einem Kammerkonzert des
Kulturrings auf. Nabil Shehata
wuchs als Sohn deutsch-ägypti-
scher Eltern in Deutschland auf
und studierte unter anderem als
Stipendiat der Studentenstiftung
des deutschen Volkes in Würz-
burg und Berlin. Er ist seit 2004
Mitglied der Berliner Philharmo-
niker. Sein Partner ist Paul Rivini-
us am Klavier. Das Duo präsen-
tiert Stücke von Bach, Tetsuo Ka-
wakami, Reinhold Gliere und
Adolf Misek. Karten kosten 20, er-
mäßigt zehn Euro, in der Ge-
schäftsstelle des General-Anzei-
gers in Bad Honnef, Hauptstraße
38 d, und an der Abendkasse. hlm


